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Nach § 127 Abs. 1 BauGB erheben die Gemeinden zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeck-
ten Aufwands für Erschließungsanlagen i.S.d § 127 Abs. 2 BauGB einen Erschließungsbeitrag. 
§ 127 Abs. 1 BauGB räumt dabei nicht lediglich die Möglichkeit zur Beitragserhebung ein, son-
dern begründet eine diesbezügliche Verpflichtung (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, § 127 BauGB, 
Rn. 7 m.w.N.). Der Erhebungszwang soll dabei nicht nur der Kostendeckung und Beitragsgerech-
tigkeit dienen (vgl. BVerwG, Urt. v. 18.11.1977), sondern vielmehr auch einen bodenpolitischen 
Zweck erfüllen (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, § 127 BauGB, Rn. 7). Das Halten eines Grund-
stücks soll demnach verteuert und der Druck auf den Eigentümer das Grundstück selbst zu be-
bauen oder an einen Bauwilligen zu veräußern, soll erhöht werden (vgl. ebd.).  

Dieser Erhebungspflicht darf sich die Gemeinde nicht entziehen, sofern nicht die besonderen Vo-
raussetzungen des § 135 Abs. 5 BauGB vorliegen (vgl. BVerwG, Urt. v. 25.11.1988). Der in Art. 20 
Abs. 3 GG normierte Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung steht zudem etwaigen ver-
traglichen Regelungen über einen Beitragsverzicht entgegen, beispielsweise um die Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben zu fördern (vgl. BeckOK, Rn. 19). Der Erhebungszwang umfasst auch die 
gemeindliche Pflicht zur Nacherhebung von Beiträgen für zuvor irrtümlich nicht abgerechnete 
Kosten (vgl. BVerwG, Urt. v. 26.01.1996). 

Nach § 135 Abs. 5 S. 1 BauGB kann die Gemeinde im Einzelfall von der Erhebung des Erschlie-
ßungsbeitrags ganz oder teilweise absehen, wenn dies im öffentlichen Interesse oder zur Vermei-
dung unbilliger Härten geboten ist. Entgegen seinem Wortlaut regelt § 135 Abs. 5 S. 1 BauGB da-
bei nicht das Absehen von einer Beitragserhebung, sondern vielmehr den vollständigen oder teil-
weisen Erlass des Erschließungsbeitrags (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, §135 BauGB, Rn. 19). Ein 
Erlass wegen einer unbilligen Härte kommt nach der Rechtsprechung insbesondere dann in Be-
tracht, wenn der mit einer Erschließung verbundene Vorteil wegen der besonderen Umstände des 
Einzelfalls nur in wesentlich vermindertem Umfang eintritt (vgl. BVerwG Urt. v. 30.01.1970). 
Dies sei etwa bei sehr großflächigen Grundstücken anzunehmen, die formell als Bauland ausge-
wiesen sind, rein faktisch, aber weder baulich noch gewerblich genutzt werden, wie z.B. Fried-
höfe oder Kleingärten (vgl. etwa BVerwG, Urt. v. 04.05.1979). Nach § 135 Abs. 6 BauGB bleiben 
weitergehende landesrechtliche Billigkeitsregelungen unberührt. Damit sollen weitere, im Kom-
munalabgabenrecht enthaltene oder einzuführende Billigkeitsregelungen auch für Erschließungs-
beiträge anwendbar gemacht werden (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, § 135 BauGB, Rn. 27). 
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Einschränkend zu beachten ist letztlich insbesondere noch die Sonderregelung des § 154 Abs. 1 
S. 3 BauGB. Danach werden in förmlich festgesetzten Sanierungsgebieten und in städtebaulichen 
Entwicklungsbereichen Erschließungsbeiträge nicht erhoben; vielmehr werden etwaige Boden-
wertsteigerungen, deren Abschöpfung auch dem Erschließungsbeitrag innewohnt, innerhalb von 
Sanierungsgebieten über den dort zu entrichtenden Ausgleichsbetrag verwirklicht (vgl. BeckOK, 
Rn. 16). 
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